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Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. Oktober 1954 

4 — 53002 — 1778/54 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes zur Ausführung des Abkommens vom 
27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Bcschlulsfassiing des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesmlnister^er Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 128. Sitzung am 1. Oktober 1954 ge- 
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf die aus der Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vor- 
zuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
w’^endungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr* h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei 6ebr. Scheur, Bonn 
Allplnvf^rtrleb: Dr. Hans Heeer. Bad Godesberc. Rheinallee 20, 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung des 
Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden • 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) wird wie folgt 
ergänzt: 

1. § 75 Abs. 2 erhält folgende Sätze 4 und 5:' 
„Ist in dem Regelungsangebot vorgesehen, 
daß für die Gläubiger, die es annehmen, 
die Rechte an den Sicherheiten einer an- 
deren Person als dem bisherigen Treu- 
händer oder sonst nach den Anleihc- 
bedingungen Berechtigten zustehen, so 
gehen diese Rechte mit der Annahme des 
Regelungsangebotes auf die in diesem 
bezeichnete andere Person insoweit über, 
wie es im Regelungsangebot vorgesehen 
ist; der zur Berichtigung des Grundbuchs 
erforderliche Nachweis der Tatsachen, aus 
denen sich die Rechtsänderung ergibt, 
kann durch eine Bescheinigung der Stelle 
geführt werden, bei der gemäß dem Re- 
gelungsangebot die alten Schuldverschrei- 
bungen oder Zinssdieinc zum Umtausch 
einzureidien sind. Dies gilt entsprechend, 
wenn in dem Regelungsangebot vorge- 
sehen ist, daß bei einer Fiypothek der in 
§ 1187 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be- 
zeichneten Art für die Gläubiger, die das 
Regelungsangebot annehmen, an die 
Stelle des bisherigen Vertreters mit den 
in § 1189 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichneten Befugnissen ein anderer 
Vertreter tritt.“ 


2. Nach § 76 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

4 76 a 

Durch eine gerichtliche Entscheidung 
nach § 76 Abs. 1 und 2 können auch 
Willenserklärungen eines Treuhänders 
oder eines sonst nach den Anleihebedin- 
gungen Berechtigten ersetzt werden, die 
dazu dienen, die Rechtslage hinsichtlich 
der Sicherheiten für die Forderungen der 
Gläubiger, die das Regelungsangebot an- 
nehmen, und der SiAerheiten für die 
Forderungen der Gläubiger, die das Re- 
gelungsangebot nicht annehmen, mit den 
Bestimmungen des § 75 Abs. 2 in Ein- 
klang zu bringen.“ 

3. In § 80 Abs. 2 Satz 1 treten an Stelle der 
Worte „im Falle des § 76 Abs. 1“ die 
Worte „in den Fällen des § 76 Abs. 1 
und des § 76 a“. 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel III 

Das Gesetz tritt mit Wirkung von dem In 
§ 117 des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden bezeichneten Tage 
in Kraft. 
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Begründung 


Die in dem Abkommen über deutsche Aus- 
landsschulden vom 27. Februar 1953 (BGBl. II 
S. 331) und seinen Anlagen vorgesehene Re- 
gelung der Schuldvcrhältnissc führt in zahl- 
reichen Fällen dazu, daß die auf Grund be- 
stimmter Verträge gestellten Sicherheiten 
nach Art und Umfang dem neuen Schuld- 
vertrag oder den bei Abschluß des neuen 
Vertrages herrschenden Umständen nicht 
mehr entsprechen. In Art. V Ziff. 12 der 
Anlage II des Abkommens ist daher vorge- 
sehen, daß der Schuldner in derartigen Fäl- 
len eine Änderung der Art und des Umfangs 
der Sicherheit Vorschlägen kann, wobei je- 
doch die vorgeschlagene Sicherheit voll an- 
gemessen und für die Gläubiger annehmbar 
sein muß. Demgemäß sind in den §§ 75 bis 
89 des Gesetzes zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(BGBl. I S. 1003) besondere Vorschriften 
über die Änderung und Aufhebung von 
Sicherheiten für Forderungen aus Schuldver- 
schreibungen getroffen. Diese Vorschriften 
haben sich aus den im folgenden erörterten 
Gründen in einigen Punkten als nicht aus- 
reichend erwiesen: 

1. In § 75 Abs. 2 des Ausführungsgesetzes 
ist bestimmt, daß die Rechte an den 
Sicherheiten nach Maßgabe des Regelungs- 
angebotes für die Gläubiger, die das Re- 
gelungsangebot annehmen, und für die 
Gläubiger, die es nicht annehmen, ver- 
schiedenen Treuhändern oder verschiede- 
nen sonst nach den Anleihebcdlngungen 
Berechtigten zustehen können. Wenn das 
Regelungsangebot eine solche unterschied- 
liche Regelung für die beiden Gläubiger- 
gruppen vorsieht und von einem Teil der 
Gläubiger angenommen wird, so tritt 
nach den bisherigen Vorschriften die ver- 
einbarte Wirkung nicht immer schon 
durch die Annahme des Regelungsange- 
bots ein, vielmehr bedarf es in einigen 
Fällen besonderer weiterer Maßnahmen. 
In Betracht kommen folgende Fälle: 

a) Besteht die Sicherheit in einer Grund- 
schuld, einer Fiypothek, einem Pfand- 
recht oder einem Sicherungseigentum und 
ist sie von den Gläubigern treuhänderisch 
auf einen anderen übertragen worden, so 
kann der Übergang der Sicherheit, soweit 
sie den annehmenden Gläubigern dient, 
auf den im Regelungsangebot vorgesehe- 


nen neuen Treuhänder nach bisher gel- 
tendem Recht nicht schon durch den 
Vertrag der Gläubiger mit dem Scliuld- 
ner herbeigef Lihrt werden. Vielmehr be- 
darf es der Mitwirkung des bisherigen 
Treuhänders zu der Rechtsänderung, und 
zwar, soweit es sich um Grundschulden 
oder Fiypotheken handelt, auch zu der 
entsprechenden Eintragung in das Grund- 
buch. 

Dies bedeutet eine Erschwerung des Voll- 
zugs der vereinbarten Regelung, die ln 
der wirtschaftlichen Lage des Falles nicht 
begründet ist. Da der bisherige Treuhän- 
der nicht der wirtschaftlich Berechtigte 
ist, wird er wirtschaftlich nicht dadurch 
betroffen, daß an seine Stelle ein anderer 
Treuhänder tritt, soweit die Sicherheiten 
den Gläubigern dienen, die das Rege- 
lungsangcbot annehmen. Auch diejenigen 
Gläubiger, die das Regelungsangebot nicht 
annehmen, werden durch diesen Vor- 
gang nicht betroffen. Der Fortbestand 
der erwähnten Erschwerung des Vollzugs 
der vereinbarten Regelung ist daher ent- 
behrlich. Es entspricht dem Zweck der in 
§ 75 Abs. 2 getroffenen Vorschriften, 
daß die vereinbarte Änderung insoweit 
unmittelbar durch die Annahme des Re- 
gelungsangebots elntritt. 

b) Besteht die Sicherheit in einer Siche- 
rungshypothek der in § 1187 BGB be- 
zeidhincten Art und ist die als Anleihe- 
treuhänder eingesetzte Person als Grund- 
buchvertreter im Sinne des § 1189 BGB 
für die jeweiligen Gläubiger der Schuld- 
verschreibungen bestellt und Im Grund- 
buch eingetragen worden, so kann der im 
Regelungsangebot benannte neue Anleihc- 
treuhänder für die Gläubiger, die das Re- 
gelungsangebot annehmen, nach bisheri- 
gem Redit nur dadurch zum Grundbuch- 
vertreter dieser Gläubiger werden, daß er 
als solcher in das Grundbuch eingetragen 
wird (§ 1189 Abs. 1 Satz 2 BGB). Fiierzu 
ist entweder die Mitwirkung des bisheri- 
gen Anleihetreuhänders, der als Grund- 
buchvertreter der Gläubiger eingetragen 
ist, oder die Mitwirkung der durch die 
Eintragung betroffenen Gläubiger erfor- 
derlich. 

Auch dies erscheint als eine wirtschaftlich 
nicht begründete Erschwerung des Voll- 
zugs der vereinbarten Änderung, die ent- 
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sprecliend dem Sinn der in § 75 Abs. 2 
getroffenen Vorschriften auch hier un- 
mittelbar durch die Annahme des Rege- 
lungsangebots eintreten sollte. 

Aus diesen Gründen sieht Art. I Nr. 1 
vot% daß die Annahme des Regelungs- 
angebots in den unter Buchstabe a genann- 
ten Fällen den Übergang der Rechte aus 
den Sicherheiten auf den neuen Treu- 
händer oder sonstigen Berechtigten und 
in den unter Buchstabe b genannten Fällen 
die Ersetzung des alten Treuhänders als 
Grundbuchvertreter der annehmenden 
Gläubiger durch den neuen Treuhänder 
bewirkt. 

Da diese Rechtswirkungen somit kraft 
Gesetzes auf Grund der Annahme des 
Regelungsangebots eintreten, ist die Ein- 
tragung der Änderung in das Grundbuch 
eine bloße Berichtigung. Um bei dieser 
Berichtigung die Mitwirkung des bisheri- 
gen Treuhänders oder sonstigen Berech- 
tigten und die Mitwirkung der Gläubiger 
entbehrlich zu machen, ist ein besonderer 
Weg vorgesehen, auf dem die Unrichtig- 
keit des Grundbuchs nachgewiesen werden 
kann. Es ist bestimmt, daß der Nachweis 
der Tatsachen, aus denen sich die Redits- 
änderung ergibt, durch eine Bescheinigung 
der Stelle geführt werden kann, bei der 
gemäß dem Regelungsangebot die alten 
Schuldverschreibungen oder Zinsscheine 
zum Umtausch einzurcichen sind. Zu den 
auf diese Weise nachzuweisenden Tat- 
sachen gehören der Inhalt des Regclungs- 
angebots, soweit er sich auf die Sicher- 
heiten bezieht, und die Einrichtung der 
Schuldverschreibungen zum Umtausdi auf 
Grund dieses Regelungsangebots. 

Es bedarf keiner Fiervorhebung im Gesetz, 
daß statt auf Grund des Nadiweises der 
Unrichtigkeit des Grundbuchs in der be- 
zeichneten Form die Berichtigung des 
Grundbuchs auch auf Grund der Bewilli- 


gung der Betoffenen erfolgen kann, deren 
Erklärung, wie Art. I Nr. 2 noch aus- 
drücklich klarstellt, nach Maßgabe des §76 
des Ausführungsgesetzes durch eine ge- 
richtliche Entscheidung ersetzt werden 
kann. 

2. In Fällen, in denen in einem Regelungs- 
angebot neben der in § 75 Abs. 2 Satz 4 
und 5 bezeichneten Rechtsänderung auda 
eine Änderung der Art und des Umfangs 
der Sicherheiten vorgesehen ist und daher 
ohnehin ein Verfahren nach § 76 durch- 
geführt werden muß, empfiehlt es sich, 
innerhalb dieses Verfahrens selbst auch 
die Unterlagen für die Grundbuchberich- 
tigung hinsichtlida der Rechtsänderung 
nach § 75 Abs. 2 Satz 4 und 5 zu schaffen, 
damit die manchmal umständlidae Be- 
schaffung der dort vorgesehenen Beschei- 
nigung vermieden werden kann. Um 
Zweifel auszuschließen, bestimmt daher 
der durch 

Art. I Nr. 2 eingefügte neue § 76 a, daß 
durch die gerichtliche Entscheidung nach 
§ 76 Abs. 1 und 2 auch Willenserklärun- 
gen eines Treuhänders oder eines sonst 
nach den Anleihebedingungcn Berechtig- 
ten ersetzt werden können, die dazu 
dienen, die insoweit erforderliche Grund- 
buchberichtigung vorzunehmen. 

Art. I Nr. 3 des Entwurfs sieht dement- 
sprechend vor, daß der Schuldner nicht 
nur in den Fallen des § 76 Abs. 1, sondern 
au ch in denen des § 76 a, in denen er die 
eben erwähnten Willenserklärungen zu 
ersetzen beantragt, auch diese bestimmt 
zu bezeichnen hat. 

Art. II enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Art. III sieht vor, daß das Gesetz rück- 
wirkend vom Tage des Inkrafttretens des 
Ausführungsgesetzes selbst in Kraft tritt. 
Rechte der Gläubiger oder des Schuld- 
ners werden durch die Anordnung der 
Rückwirkung nicht verletzt. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen:“ 

Begründung 

Der Entwurf will das Gesetz zur Aus- 
führung des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (BGBl. I S. 1003) förm- 
lich ändern. Das Gesetz vom 24. August 
1953 ist ein Zustimmungsgesetz. Ände- 
rungen eines solchen Gesetzes bedürfen 
wiederum der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

2. In Art. I wird folgende neue Nr, 1 ein- 
gefügt: 

„l.§ 66 erhält folgende Fassung: 

a) § 66 Abs. 1 erhält folgenden Satz 2: 
,Der Entschädigungsanspruch ver- 
mindert sich ferner um den Betrag, 
der als Vermögensabgabe nach den 
§§ 21 bis 47 des Lastenausgleichs- 
gesetzes entstanden wäre und sich 
ergeben würde, wenn statt neun 
Zehntel des Nennbetrages des Ka- 
pitals der dem Gläubiger am 
20. Juni 1948 zustehenden Hypo- 
thek nur der Betrag, der als Hy- 
pothekengewinnabgabc nach § 210 
Nr. 2des Lastenausgleichsgesetzes ab- 
zugsfähig wäre, abgesetzt würde. 

Begründung 

Ein Schuldner, der der Flypothe- 
kengewinnabgabe unterliegt, kann 
bei der Berechnung des der Ver- 
mögensabgabe unterliegenden Ver- 
mögens nur die Hypotheken- 
gewinnabgabe absetzen (§ 210 

Nr. 2 LAG), während, wenn es 
sich bei der Schuld um eine Ver- 
bindlichkeit spezifisch ausländi- 
schen Charakters handelt, die Ver- 


bindlichkeit im Verhältnis von 
1 DM zu 1 RM abgesetzt werden 
kann (§ 53 Ausführungsgesetz). 
Der Vorteil, der sich daraus für 
den Schuldner in allen Fällen, in 
denen eine Entschädigung gezahlt 
werden muß, ergibt, muß ebenso 
den Entschädigungsanspruch ver- 
mindern, wie die Tatsache, daß 
sonst eine Hypothekengewinn- 
abgabe zu entrichten wäre. 

Beispiel 

Ein Grundstückseigentümer hat ein 
Gesamt vermögen von 200 000 GM, 
das belastet war mit einer Schuld 
spezifisch ausländischen Charakters 
In Höhe von 100 000 GM. Bei 
einer Umstellung der Schuld auf 
10 000 DM (1/10) wäre (infolge 
eines Kriegsschadens) eine Hypo- 
thekengewinnabgabe in Höhe von 
z. B. 0 DM ‘ entstanden. Er hätte 
somit eine Vermögensabgabe von 
([200 000 DM minus 10 000 DM 
minus 0 DM = 190 000 DM] : 2 =) 
95 000 DM zu entrichten. Nach 
§ 53 Ausführungsgesetz kann der 
Schuldner jedoch bei Berechnung 
der Vermögensabgabe seine Schuld 
In Höhe von 100 000 DM absetzen, 
so daß er nur eine Vermögens- 
abgabe von 50 000 DM zu entrich- 
ten hat. Sein nadi der gegenwärti- 
gen Fassung des Ausführungs- 
gesetzes In Höhe von (90 000 I)M 
minus 0 DM — ) 90 000 DM beste- 
hender Entschädigungsanspruch 
muß sich deshalb billigerweise um 
45 000 DM ermäßigen. 

Wegen der Vorschrift des § 67 
Ausführungsgesetz ergibt sich da- 
gegen für einen Schuldner, der den 
Vorschriften über die Kredit- 
gewinnabgabe unterliegt, kein ent- 
sprechender Vorteil. 
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b) § 66 Abs. 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(2) Die Feststellung über die 
Höhe der Abgabeschuld an Hypo- 
thekengewinnabgabe oder an Kre- 
ditgewinnabgabe, die bei einer 
Umstellung der Schuld gemäß Teil II 
des Umstellungsgesetzes entstanden 
wäre sowie die Feststellung des Be- 
trages nach Absatz 1 Satz 2 trifft 
das für die Veranlagung der Ab- 
gabe zuständige Finanzamt durch 
Feststellungsbescheid; auf den Fest- 
stellungsbescheid sind die für Ab- 
gabebescheide geltenden Vorschrif- 
ten entsprechend anzuwenden.“ 

Begründung 

Die Zuständigkeit des Finanzamts 
in den Fällen, in denen der Schuld- 
nergewinn an sich den Bestimmun- 
gen über die KGA unterliegen 
würde und in denen die Verbind- 
lichkeit nicht dinglich gesichert 
oder das Belegenheits-Finanzamt 
nicht zugleich das Betriebs-Finanz- 
amt (§ 186 LAG) ist, ist nach der 
Fassung des Gesetzes vom 24. Au- 
gust 1953 nicht oder nicht zweck- 
mäßig geregelt. Es wurde daher 
und auch für die Fälle, in denen 
ein Betrag an ersparter Vermögens- 
abgabe von dem Entschädigungs- 
anspruch abzusetzen ist, das Finanz- 
amt, das für die Veranlagung der 
betreffenden Abgabe zuständig ist, 
als das zuständige Finanzamt be- 
stimmt. 

3. In Art. I wird folgende neue Nr. 2 ein- 
gefügt: 

„2. § 71 wird durch folgenden Absatz 3 
ergänzt: 

,(3) Gegen die Entscheidung der 
Oberfinanzdirektion ist die Klage nur 
zulässig, wenn sie innerhalb von 
zwölf Monaten nach der Zustellung der 
Entscheidung erhoben wird.‘“ 

Begründung 

Nach dem Gesetz vom 24. August 1953 
besteht die Möglichkeit, daß ein Schuld- 
ner, dem ein Entschädigungsanspruch 
nicht antragsgemäß zuerkannt worden 
ist, noch nach Jahren vor dem ordent- 
lidien Gericht Klage gegen das Land er- 
hebt. Der Schuldner soll deshalb nur 


innerhalb von 12 Monaten die Möglich- 
keit haben, die Entscheidung der OFD 
im Wege der Klage anzufechten. Es wird 
hierdurch baldmöglichst Klarheit über die 
das Land betreffende Verpflichtung er- 
zielt, die sonst nicht zu erreichen wäre, 
zumal da sich bei dem wohl in allen Fäl- 
len bestehenden Unterschied in der Ver- 
zinsung und der Tilgung der Verbindlich- 
keit spezifisch ausländisdien Charakters 
und des von dem Entschädigungsanspruch 
abzusetzenden Betrages an Vermögens- 
abgabe, Hypothekengewinnabgabe oder 
Kreditgewinnabgabe nur annähernd ge- 
nau die Höhe des Entschädigungsan- 
spruchs ermitteln läßt ( wenn nicht außer- 
ordentlich schwierige mathematische Be- 
rechnungen angestellt werden). Diese 
Ungenauigkeit könnte vor allem dann, 
wenn in den Jahren 1958 bis 1970 die 
Verbindlichkeit spezifisch ausländischen 
Charakters mit hohen Beträgen zu tilgen 
ist, während die Tilgung der Lasten- 
ausgleichsabgaben teilweise nodi bis zu 
demjahrel979 läuft, den Schuldner veran- 
lassen, die Entscheidung der OFD anzu- 
fechten. — Auch muß dabei eine Ände- 
rung des Lastenausgleichsgesetzes zugun- 
sten der Abgabepflichtigen in späteren 
Jahren in Rechnung gestellt werden. 

Zu Nr. 2 und 3: 

Die bisherigen Nr. 1 bis 3 von Art, I 
werden Nr. 3 bis 5. 

4. In Art. I wird folgende neue Nr. 6 ein- 
gefügt: 

„6. § 112 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

,(3) Für die Anwendung des § 66 
sind die §§ 21 bis 47, 100 und 161 bis 
167 des Lastenausgleichsgesetzes in der 
Fassung oder mit der Maßgabe anzu- 
wenden, die sich aus den §§ 79 bis 86, 
144 und 189 bis 194 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes ergibt.^“ 

Begründung 

Diese Vorschrift paßt nur die geänderten 
Bestimmungen an die für Berlin gelten- 
den Sonderbestimmungen an. Wenn auch 
nicht alle Vorschriften der §§21 bis 47 
durch die für Berlin geltenden Sonder- 
bestimmungen geändert sind, so wurde 
doch im Interesse einer kürzeren Fassung 
davon Abstand genommen, die durch die 
Sonderbestimmungen geänderten Paragra- 
phen des Abschnitts Vermögenabgabe 
einzeln auf zu führen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen d e s B u n d e s r a t e s 


Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung kann sich der Auffas- 
sung des Bundesrates, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf, nicht anschließen. Ein 
Gesetz bedarf nicht schon deshalb der Zu- 
stimmung des Bundesrates, weil es materiell 
oder formell ein Gesetz ändert, das die Zu- 
stimmung des Bundesrates gefunden hat. Die 
Änderung eines Zustimmungsgesetzes bedarf 
nur dann ihrerseits wiederum der Zustim- 
mung des Bundesrates, wenn sich die Ände- 
rung auf solche Vorschriften bezieht, die die 
Zustimmungsbedürftigkeit des zu ändernden 
Gesetzes begründet haben oder die mit sol- 
chen Normen in einem untrennbaren Zu- 
sammenhang stehen. Diese Voraussetzung ist 
nicht erfüllt. 

Zu Nr. 2 bis 4 

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen ent- 
schädigungsrechtlichen Bestimmungen stehen 
in keinem sachlichen Zusamm.enhang mit den 


bürgerlich-rechtlichen Bestimmungen des Ge- 
setzentwurfs. Sie sollen den Unterabschnitt 
„Entschädigungsbestimmungen“ des Aus- 
führungsgesetzes zum Londoner Schulden- 
abkommen ändern, während der Gesetz- 
entwurf den Unterabschnitt „Änderung und 
Aufhebung von Sicherheiten für Forderun- 
gen aus Schuldverschreibungen“ ergänzen soll. 
Die Verbindung beider Gruppen von Vor- 
schriften in einem Gesetzentwurf Ist insbe- 
sondere deshalb nicht zweckmäßig, weil der 
Regierungsentwurf eilbedürftig ist und eine 
schädliche Verzögerung seiner Verabschiedung 
zu erwarten ist, wenn die vom Bundesrat 
vorgeschlagenen zusätzlichen Bestimmungen 
in den Entwurf aufgenommen werden. Denn 
die Fassung dieser Bestimmungen bedarf nach 
Auffassung der Bundesregierung In verschie- 
denen Punkten der Änderung. Die Bundes- 
regierung wird demnächst einen gesonderten 
Gesetzentwurf vorlegen, der die In dem Vor- 
schlag des Bundesrates behandelten Fragen 
regelt. 
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